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Infrar t
Deine Mudda hat kein Geld...

und

Du kein
Abitur!



Liebe Leserinnen und Leser,

liebe Genossinnen und
Genossen,

hier haltet hier die dritte
Ausgabe der Zeitung der Jusos
Berlin in den Händen. Die Zeitung
soll auf der einen Seite interessierte
Leserinnen und Leser über unsere
politische Arbeit informieren. Auf
der anderen Seite finden in der
Zeitung politische Diskussionen der
Jusos Berlin statt.

Diese Zeitung hat den
Schwerpunkt Bildung. Der Bereich
der Bildungspolitik spielt für uns
Jusos eine zentrale Rolle, weil
Bildung für die gesellschaftliche
Partizipation eines jeden Menschen
elementar ist. Umso erschreckender
ist es, dass der Grad der Bildung
noch immer stark von der Herkunft
der Eltern abhängt. Beispielsweise
wurde im diesjährigen Bericht der
OECD festgestellt, dass es in kaum
einem anderen Land Kinder aus
ärmeren Familien so schwer haben,
ein Hochschulstudium aufzuneh-

men, wie in Deutschland. Das sind
Zustände, die wir als jungsozialisti-
scher Verband nicht akzeptieren
können. Deshalb beschäftigen wir
uns so stark mit der Frage, wie
eine sozial gerechtere Bildungs-
politik aussehen kann. Klar ist für
uns dabei, dass Bildung im früh-
kindlichen Alter ansetzen muss,
dass das dreigliedrige Schulsystem
soziale Ungleichheit verstärkt und
deshalb abgeschafft werden muss,
dass es mehr Ausbildungsplätze
geben muss und qualitative
Standards in der Ausbildung
gesichert werden müssen und nicht
zuletzt, dass das Studium
gebührenfrei bleiben muss!

Darüber hinaus hat in unserem
Verband die Diskussion um ein
neues Grundsatzprogramm eine
große Rolle gespielt. Wir haben
uns in vielfältiger Hinsicht in die
Debatte eingebracht. Erinnert sei
nur an unsere Schablone zum
Fragebogen der SPD, die
Transparent-Aktion bei der
Regionalkonferenz und die zig
Änderungsanträge, die wir diskutiert
haben. Der neue Entwurf hat ein
eindeutig linkeres Profil, auch wenn
noch immer einige Punkte in ihm
enthalten sind, die wir kritisieren.
So freuen wir uns darüber, dass
die Bedeutung des demokratischen
Sozialismus im neuen Entwurf
stärker hervorgehoben wird.
Gleichzeitig sollen Militäreinsätze
auch weiterhin zulässig sein, wenn
sie neben einem UNO-Mandat und
der Zustimmung des Deutschen
Bundestags dem deutschen

Interesse an Frieden und der
Wohlfahrt der Nation nicht wider-
spricht. Als SPD ein deutsches
Interesse zu konstruieren und sich
zu diesem zu bekennen, werden
wir auch weiterhin deutlich
kritisieren. Spannend wird es, wie
die Diskussion auf dem Bundes-
parteitag laufen wird und wie die
Mehrheit sich entscheiden wird.

Nicht zuletzt haben wir als
Berliner Jusos die Ereignisse von
Heiligendamm viel diskutiert. Wir
waren beeindruckt davon, wie viele
junge Menschen vor Ort waren und
über mehrere Tage an den
Protestaktionen teilgenommen
haben, um für eine gerechtere
Weltordnung zu kämpfen. Dieses
Ereignis haben wir zum Anlass
genommen, um darüber nachzu-
denken, wie wir es zukünftig besser
schaffen, sowohl kritische Partei-
jugend zu sein und gleichzeitig als
eigenständiger linker Jugendver-
band in den außerparlamentari-
schen Bewegungen und der gesell-
schaftlichen Linken präsent zu sein.
Klar ist für uns dabei, dass wir
beides wollen. Wir wollen kritisch in
der SPD für eine linke Politik
kämpfen. Und wir wollen uns als
sozialistischer Verband in gesell-
schaftliche Auseinandersetzungen
einmischen und als ein Teil der
gesellschaftlichen Linken für
emanzipatorische Veränderungen
kämpfen.

Ich wünsche Euch viel Spaß
beim Lesen, Diskutieren und
Protestieren!
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Bildungsbiographien vererbt und
nicht durchbrochen. Die Autonomie
von Bildungseinrichtungen, egal ob
es sich um Schulen oder
Hochschulen handelt, geht auf
liberale Vorstellungen zurück.
Privatisierungen eben dieses
Systems sind ebenso im Sinne des
liberalen Bildungsverständnisses,
was du unter anderem an
Privatschulen oder Studienkrediten
(statt dem staatlichen BAföG)
sehen kannst.

Mit dem Festschreiben der sich
daraus ergebenden ungleichen
Bildungschancen, die - wie alle
wissenschaftlichen Untersuchungen
zeigen - die Schwächsten der
Gesellschaft benachteiligen, ist
Bildung eben auch eine soziale
Frage. Ein jungsozialistisches Bil-
dungsverständnis erkennt genau
dies und versucht, auf dieses
drängende gesellschaftliche Pro-
blem bessere Antworten zu finden.

Wir halten Konkurrenz und den
Kampf aller gegen alle nicht für den
besten Weg, sondern Solidarität
und ein gemeinschaftliches Lernen.
Menschen, die benachteiligt sind,
müssen zu jeder Zeit - und nicht
nur ganz am Anfang - so gut wie
möglich unterstützt werden. Bildung
ist unserer Meinung nach eine
staatliche Aufgabe und Menschen-
recht. Immerhin würde allen - also
der ganzen Gesellschaft - eine
gute Bildung für alle zu Gute
kommen. Jeder Mensch muss an
gesellschaftlichem Wohlstand teil-

haben und ein selbstbestimmtes
Leben führen können, das gilt auch
im Bereich Bildung. Deshalb ist
Demokratie auch in den Bildungs-
einrichtungen so wichtig. Denn gute
Bildung hat nicht nur etwas mit der
Menge der Unterrichtsstunden oder
der Unterrichtsgestaltung zu tun.
Demokratie muss gelebt werden,
nur so können Menschen dazu
befähigt werden, sich kritisch in der
Gesellschaft einzubringen, sie mit
zu gestalten und zu verändern.

In der Gemeinschaftsschule soll
eben diese demokratische Ordnung
verwirklicht werden. Außerdem sol-
len hier alle gemeinsam lernen,
sich voll einbringen und entfalten
können. PISA und andere Studien
beweisen es immer wieder: Das
Deutsche Schulsystem trennt die
SchülerInnen sehr scharf nach
armen und reichen bzw. gebildeten
und ungebildeten Elternhäusern. Im
Prinzip wird der Bildungsgrad der
Eltern an die Kinder vererbt.
Schranken im Zugang zu Bildung
müssen abgebaut werden, Aus-
grenzung ist für die Betroffenen
genauso fatal wie für die gesamte
Gesellschaft. Jeder Mensch muss
die von ihm gewünschte Bildung
erhalten. Der Geldbeutel der Eltern
darf nicht über die Bildungschancen
entscheiden, wie das heute eben
noch der Fall ist. Gut ausgestattete
staatliche (Hoch-)Schulen tragen
genauso zu einem gerechteren
Bildungssystem und damit einer
gerechteren Gesellschaft bei, wie
staatliche Studienunterstützung
(BAföG) oder die dringend not-
wendige Durchlässigkeit zwischen

den Bildungswegen sowie der Ab-
bau von Zugangshürden.

Diesem jungsozialistischen Bil-
dungsverständnis liegt die Über-
zeugung zu Grunde, dass in aller-
erster Linie Bildung Grundrecht und
öffentliches Gut ist. D.h. im Ge-
gensatz zu privaten werden öffent-
liche Güter in gemeinschaftlicher
bzw. staatlicher Arbeit erzeugt und
sind (eigentlich) für jeden frei
zugänglich. Der Staat muss sich
unseres Erachtens aber um die
optimale Verteilung kümmern, so
dass alle Menschen gleichermaßen
an diesem öffentlichen Gut teil-
haben können.

Selbstverständlich ist Bildung
auch Ausbildung und soll zur Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit be-
fähigen. Integration in die Gesell-
schaft, Teilhabe aber auch Selbst-
verwirklichung und Existenz-
sicherung sind eng mit einer be-
ruflichen Tätigkeit verknüpft. Bil-
dung stellt hierfür die Basis dar und
kann dazu beitragen, die
Erwerbsfähigkeit ein Leben lang zu
sichern. Es geht bei (beruflicher)
Ausbildung eben nicht um eine
optimale Formung (junger) Men-
schen für Unternehmen. Vielmehr
trägt sie zur Persönlichkeitsbildung
bei und ist damit sinnstiftend. Auch
gesellschaftlicher Aufstieg und
Wohlstand hängen direkt mit ihr
zusammen. Damit ermöglicht Bil-
dung allen Menschen durch
(Selbst-)Reflexion und Selbst-
bestimmung ein freies Leben.

Das jungsozialistische
Bildungsverständnis

Bildung ist mehr!

Hast du dich auch schon mal
gefragt, warum die einen sagen,
das dreigliedrige Schulsystem sei
das Beste, andere aber auf die
Vorteile der Gemeinschaftsschule
pochen? Oder warum über die
Abschaffung von Noten diskutiert
wird, gleichzeitig aber häufig die
Studienerlaubnis von eben diesen
Noten abhängt. Ziemlich verwir-
rend, wenn mensch nicht hinter die
Kulissen schaut und die unter-
schiedlichen Bildungsverständnisse
hinter diesen Forderungen kennt.
Wenn du dich in Zukunft nicht mehr
von bildungspolitischen Debatten
und Initiativen überrollen lassen
willst, lies diesen Artikel.

Fangen wir doch ganz einfach
an. Zum Beispiel mit der Frage:
Was ist Bildung eigentlich? Können
alle eine gute Bildung bekommen?
Was macht gute Bildung aus?
Wieso ist sie so wichtig? -
Schließlich macht Schule oft genug
keinen Spaß...

Leider ist es gar nicht so
einfach, diese Fragen zu beant-
worten. Denn sie alle hängen direkt
mit den unterschiedlichen
Bildungsbegriffen zusammen.

Konservative wollen, wie es der
Name schon sagt, bewahren und

am Altergebrachten festhalten. D.h.
alles soll so bleiben, wie es ist. Die
Gesellschaft soll sich nicht
verändern und Ungleichheiten
bestehen bleiben. Ausdruck dieser
Grundhaltung ist unter anderem das
dreigliedrige Schulsystem, das noch
heute Menschen strikt einteilt und
eine sehr geringe Durchlässigkeit
gerade nach oben - zwischen den
einzelnen Bildungswegen aufweist.
Du hast sicher schon in deinem
Geschichtsbuch die Ständepyramide
gesehen, die ebenfalls sehr
undurchlässig gewesen ist.
Vergleiche diese Gliederung mal
mit dem Schulsystem und welche
Schicht in diesem System wo steht.
Na, fällt dir was auf...? Auch die
Schließung der Hochschulen
besonders für die Kinder aus
bildungsfernen Elternhäusern mit
Instrumenten wie Zulassungs-
beschränkungen und Studienge-
bühren sind ebenso Ausdruck eines
konservativen Weltbildes wie
Eliteförderung, die die vermeintliche
Elite vor der Masse schützen will.

Liberal heißt eigentlich
freiheitlich. Klingt erstmal nicht
schlecht, allerdings mit der Idee
des Liberalismus ist auch die der
Konkurrenz und des Wettbewerbs
verbunden. Nach deren Bildungs-
verständnis ist nach einer kurzen
Zeit der Förderung Benachteiligter
eine Aufspaltung in Begabte und
Unbegabte wünschenswert. Immer-
hin belebe die Konkurrenz das
Geschäft, der Staat solle sich da
ganz raushalten. Ungerechtigkeit
und Ungleichheit werden damit
festgeschrieben. Auch hier werden

Konservativ oder liberal -
alles total egal?
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an. Zum Beispiel mit der Frage:
Was ist Bildung eigentlich? Können
alle eine gute Bildung bekommen?
Was macht gute Bildung aus?
Wieso ist sie so wichtig? -
Schließlich macht Schule oft genug
keinen Spaß...

Leider ist es gar nicht so
einfach, diese Fragen zu beant-
worten. Denn sie alle hängen direkt
mit den unterschiedlichen
Bildungsbegriffen zusammen.

Konservative wollen, wie es der
Name schon sagt, bewahren und

am Altergebrachten festhalten. D.h.
alles soll so bleiben, wie es ist. Die
Gesellschaft soll sich nicht
verändern und Ungleichheiten
bestehen bleiben. Ausdruck dieser
Grundhaltung ist unter anderem das
dreigliedrige Schulsystem, das noch
heute Menschen strikt einteilt und
eine sehr geringe Durchlässigkeit
gerade nach oben - zwischen den
einzelnen Bildungswegen aufweist.
Du hast sicher schon in deinem
Geschichtsbuch die Ständepyramide
gesehen, die ebenfalls sehr
undurchlässig gewesen ist.
Vergleiche diese Gliederung mal
mit dem Schulsystem und welche
Schicht in diesem System wo steht.
Na, fällt dir was auf...? Auch die
Schließung der Hochschulen
besonders für die Kinder aus
bildungsfernen Elternhäusern mit
Instrumenten wie Zulassungs-
beschränkungen und Studienge-
bühren sind ebenso Ausdruck eines
konservativen Weltbildes wie
Eliteförderung, die die vermeintliche
Elite vor der Masse schützen will.

Liberal heißt eigentlich
freiheitlich. Klingt erstmal nicht
schlecht, allerdings mit der Idee
des Liberalismus ist auch die der
Konkurrenz und des Wettbewerbs
verbunden. Nach deren Bildungs-
verständnis ist nach einer kurzen
Zeit der Förderung Benachteiligter
eine Aufspaltung in Begabte und
Unbegabte wünschenswert. Immer-
hin belebe die Konkurrenz das
Geschäft, der Staat solle sich da
ganz raushalten. Ungerechtigkeit
und Ungleichheit werden damit
festgeschrieben. Auch hier werden

Konservativ oder liberal -
alles total egal?
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Was ist was? - Die Bildung
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Vo n J a n - C h r i s t o p h e r R ä m e r, J u s o -Vo r i s t z e n d e r N e u k ö l l n
u n d D a n i e l Vo e l s e n , A G B i l d u n g J u s o s B e r l i n

Ausbildung für alle

Vo n R e n é R u d o l f , D G B - B u n d e s j u g e n d s e k r e t ä r

Der Aufschwung ist da. Den
Unternehmen geht es besser, die
Investitionen steigen und die
Arbeitslosenzahlen sinken Monat für
Monat. In der Regel geht man
davon aus, dass sich die
Verbesserung der wirtschaftlichen
Situation auf alle auswirkt. Das ist
leider nicht der Fall. Vor einer
Gruppe unserer Gesellschaft macht
der Aufschwung einfach halt. Es
sind die Bewerberinnen und
Bewerber für einen betrieblichen
Ausbildungsplatz. Die Lücke
zwischen ihrer Anzahl und der Zahl
der angebotenen Plätze in den
Unternehmen erhöht sich von Jahr
zu Jahr. In diesem Jahr liegt sie
abermals bei über 250.000
fehlenden betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen.

Leer ausgegangene Jugendliche
landen meist in einer der angebo-
tenen Alternativen, wie sechsmo-
natige Einstiegspraktika oder Be-
rufsvorbereitungsmaßnahmen. Sie
reihen sich im darauffolgenden Jahr
wieder in die Schlange der
Bewerber/innen ein. So ist in den
vergangenen Jahren eine enorme
„Bugwelle“ entstanden. Die so
genannten „Altbewerber“ kommen
zu der Zahl der jährlichen Schul-
abgänger/innen hinzu. Eine Ent-
spannung der Situation ist bei
gleichbleibender Ausbildungs-
beteiligung der Unternehmen daher
auch in den nächsten Jahren nicht
zu erwarten. Insgesamt bilden nur
etwa 23 Prozent aller Unternehmen
in Deutschland aus. Über drei
Viertel der Unternehmen sehen sich
keineswegs in einer Ausbildungs-

verantwortung oder ignorieren das
Thema konsequent. Viele Betriebe
klagen zwar darüber, dass
qualifizierte Fachkräfte fehlen,
investieren aber kaum oder gar
nicht in Ausbildung und weitere
Qualifizierung. Die Diskussion der
Wirtschaft rund um den Fachkräfte-
mangel muss wie ein Hohn auf die
Jugendlichen wirken, die sich seit
Jahren erfolglos auf einen Aus-
bildungsplatz bewerben.

Der im Jahr 2004 von
Bundesregierung und Wirtschaft
geschlossene Ausbildungspakt
konnte nicht zu einer wirklichen
Verbesserung der Chancen für
Jugendliche führen. Die im Pakt
geschlossenen Vereinbarungen sind
so schwammig und unverbindlich,
dass Erfolge kaum messbar sind.
So kommt es, dass der Pakt zwar
jährlich von den Paktpartnern als
Erfolg bejubelt wird, sich tatsächlich
aber nichts für die Betroffenen
verbessert. Die Diskussion um die
von der DGB-Jugend geforderte
Ausbildungsplatzumlage, ist derzeit
leider ziemlich festgefahren. Sie ist
inzwischen so ideologisch aufge-
laden, dass vergessen wird, was
damit erreicht werden soll: Bei die-
sem Modell sollen Unternehmen,
die ausbilden finanziell unterstützt
werden. Unternehmen, die nicht
ausbilden wollen, zahlen dafür
einen bestimmten Betrag.

Absolut vordringliche gesell-
schaftliche Aufgabe ist es, jedem
Jugendlichen eine ordentliche
Ausbildung zu ermöglichen. Die
DGB-Jugend hat daher gemeinsam
mit den Landesschülervertretungen

die Initiative „Ausbildung für alle“
gestartet. An dieser Initiative sollen
sich alle Interessierten und vor
allem Schüler und Schülerinnen der
Abgangsklassen beteil igen
( ).

Bei aller Diskussion um die
Quantität dürfen wir aber auch die
Ausbildungsqualität nicht aus den
Augen verlieren. Der Ausbildungs-
report 2007 der DGB-Jugend hat
auch in diesem Jahr gravierende
Mängel aufgezeigt. Es ist alarmier-
end, dass fachliche Anleitung
während der Ausbildung keine
Selbstverständlichkeit mehr ist. Fast
ein Drittel der Befragten gibt an,
nur „manchmal“, „selten“ oder
„nie“ angeleitet zu werden. Über-
stunden sind auch keine Ausnahme
mehr. Quer durch alle Branchen
haben 42,3 Prozent der Befragten
angegeben, regelmäßig Überstun-
den machen zu müssen. Und nur
16,8 Prozent der Befragten können
sicher sein, nach der Ausbildung
übernommen zu werden

.

www.ausbildung-fuer-alle.de

www.dgb-jugend.de

Das dreigliedrige Schulsystem
hat ausgedient. Unter dem
Deckmantel einer vermeintlich
leistungsorientierten Aufteilung auf
verschiedene Schultypen zementiert
das dreigliedrige Schulsystem
soziale Ungleichheit. Noch immer
ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein

Kind aus einer bildungsfernen
Schicht das Abitur macht, um ein
vielfaches geringer als die, dass
ein Akademikerkind die Schule mit
dem Abitur abschließt. Mit
vermeintlicher Leistung hat dies
nichts zu tun. Sämtliche
Bildungsstudien der letzten Jahre
haben nachgewiesen, dass in
keinem Land der Welt der
Zusammenhang zwischen Eltern-
haus und Bildungserfolg so groß ist
wie in Deutschland!

Jahrzehntelang haben sich
konservativ-liberale Bildungs-
politiker alle Mühe gegeben, die
Gemeinschaftsschule schlecht zu
reden. Doch vergeblich! PISA und
nicht zuletzt auch das dortige
Abschneiden des skandinavischen
Schulmodells zeigen: Die

Gemeinschaftsschule ist nicht nur
sozial gerechter als das starr
gegliederte deutsche Schulsystem,
sondern außerdem auch wesentlich
besser in der Lage, Schülerinnen
und Schüler individuell zu fördern
und auf das Leben nach der Schule
vorzubereiten.

Das gegliederte
Schulsystem in
Deutschland geht
zurück auf den
B i s m a r c k s c h e n
Ständestaat im 19.
Jahrhundert und im
Kern erfüllt es immer
noch d iese lbe
Funktion wie damals:
Indem es den
Zugang zu Bildung
begrenzt, festigt und
verstärkt es soziale

Ungerechtig-keiten. Es mag
pathetisch klingen, aber tatsächlich
hängen in Deutschland die
Chancen eines jungen Menschen
stärker als in allen anderen
Industriestaaten vom Portemonnaie
der Eltern ab und die zentrale
Rolle hierbei spielt das
Schulsystem.

Schnell wird so einer der
wesentlichen Vorzüge der
Gemeinschaftsschule deutlich: Wo
das gegliederte Schulsystem früh
vor vollendete Tatsachen stellt,
bietet die Gemeinschaftsschule
Raum für Entwicklung. Wieso soll
ich kein Abitur machen können, nur
weil ich mit 8 Jahren nicht gut im
Diktat war? Natürlich kann sich
dabei die Idee der Gemeinschafts-
schule nicht in der Struktur

erschöpfen; auch der Unterricht
muss darauf ausgelegt sein, indi-
viduellen Bedürfnissen von
Schülerinnen und Schülern gerecht
zu werden! Unsere Forderungen
für einen neuen Unterricht sind,
dass selbst gesteuertes Lernen der
Schülerinnen und Schüler, gemein-
same Lernprozesse in der Lern-
gruppe oder Klasse und angeleite-
tes Lernen in einem ausgewogenen
Verhältnis zueinander stehen
müssen. Durch die Fähig- und
Fertigkeiten zum selbst bestimmten
Lernen wird zukünftiges Lernen
gefördert und erleichtert, für ein
Leben lang.

Schön und gut, aber alles reine
Utopie? Im Gegenteil! Bis Anfang
der 1990er hatten die Skandinavier
ein ähnlich verkrustetes Schul-
system wie Deutschland - und
haben es seitdem erfolgreich
reformiert! Warum sollte das nicht
auch in Deutschland möglich sein?

Solange sich also die Juso-
Forderung „Reiche Eltern für alle“
noch nicht durchgesetzt hat, ist für
uns Jusos klar, dass die integrierte,
ganztägige Gemeinschaftsschule
nach skandinavischem Vorbild die
bessere Lösung ist. Statt willkürlich
am Ende der Grundschule „Le-
benschancen“ zu verteilen, hält die
Gemeinschaftsschule allen Schü-
lerinnen und Schülern alle Mög-
lichkeiten offen. Dies kombiniert mit
den vielfältigen Möglichkeiten
individueller Förderung, die sich
gerade auch in einer Ganz-
tagsschule bieten, ermöglicht
wirkliche Chancengleichheit - un-
abhängig vom Elternhaus.

Gemeinsam lernen ist besser
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Ausbildung für alle
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Monat. In der Regel geht man
davon aus, dass sich die
Verbesserung der wirtschaftlichen
Situation auf alle auswirkt. Das ist
leider nicht der Fall. Vor einer
Gruppe unserer Gesellschaft macht
der Aufschwung einfach halt. Es
sind die Bewerberinnen und
Bewerber für einen betrieblichen
Ausbildungsplatz. Die Lücke
zwischen ihrer Anzahl und der Zahl
der angebotenen Plätze in den
Unternehmen erhöht sich von Jahr
zu Jahr. In diesem Jahr liegt sie
abermals bei über 250.000
fehlenden betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen.

Leer ausgegangene Jugendliche
landen meist in einer der angebo-
tenen Alternativen, wie sechsmo-
natige Einstiegspraktika oder Be-
rufsvorbereitungsmaßnahmen. Sie
reihen sich im darauffolgenden Jahr
wieder in die Schlange der
Bewerber/innen ein. So ist in den
vergangenen Jahren eine enorme
„Bugwelle“ entstanden. Die so
genannten „Altbewerber“ kommen
zu der Zahl der jährlichen Schul-
abgänger/innen hinzu. Eine Ent-
spannung der Situation ist bei
gleichbleibender Ausbildungs-
beteiligung der Unternehmen daher
auch in den nächsten Jahren nicht
zu erwarten. Insgesamt bilden nur
etwa 23 Prozent aller Unternehmen
in Deutschland aus. Über drei
Viertel der Unternehmen sehen sich
keineswegs in einer Ausbildungs-

verantwortung oder ignorieren das
Thema konsequent. Viele Betriebe
klagen zwar darüber, dass
qualifizierte Fachkräfte fehlen,
investieren aber kaum oder gar
nicht in Ausbildung und weitere
Qualifizierung. Die Diskussion der
Wirtschaft rund um den Fachkräfte-
mangel muss wie ein Hohn auf die
Jugendlichen wirken, die sich seit
Jahren erfolglos auf einen Aus-
bildungsplatz bewerben.

Der im Jahr 2004 von
Bundesregierung und Wirtschaft
geschlossene Ausbildungspakt
konnte nicht zu einer wirklichen
Verbesserung der Chancen für
Jugendliche führen. Die im Pakt
geschlossenen Vereinbarungen sind
so schwammig und unverbindlich,
dass Erfolge kaum messbar sind.
So kommt es, dass der Pakt zwar
jährlich von den Paktpartnern als
Erfolg bejubelt wird, sich tatsächlich
aber nichts für die Betroffenen
verbessert. Die Diskussion um die
von der DGB-Jugend geforderte
Ausbildungsplatzumlage, ist derzeit
leider ziemlich festgefahren. Sie ist
inzwischen so ideologisch aufge-
laden, dass vergessen wird, was
damit erreicht werden soll: Bei die-
sem Modell sollen Unternehmen,
die ausbilden finanziell unterstützt
werden. Unternehmen, die nicht
ausbilden wollen, zahlen dafür
einen bestimmten Betrag.

Absolut vordringliche gesell-
schaftliche Aufgabe ist es, jedem
Jugendlichen eine ordentliche
Ausbildung zu ermöglichen. Die
DGB-Jugend hat daher gemeinsam
mit den Landesschülervertretungen

die Initiative „Ausbildung für alle“
gestartet. An dieser Initiative sollen
sich alle Interessierten und vor
allem Schüler und Schülerinnen der
Abgangsklassen beteil igen
( ).

Bei aller Diskussion um die
Quantität dürfen wir aber auch die
Ausbildungsqualität nicht aus den
Augen verlieren. Der Ausbildungs-
report 2007 der DGB-Jugend hat
auch in diesem Jahr gravierende
Mängel aufgezeigt. Es ist alarmier-
end, dass fachliche Anleitung
während der Ausbildung keine
Selbstverständlichkeit mehr ist. Fast
ein Drittel der Befragten gibt an,
nur „manchmal“, „selten“ oder
„nie“ angeleitet zu werden. Über-
stunden sind auch keine Ausnahme
mehr. Quer durch alle Branchen
haben 42,3 Prozent der Befragten
angegeben, regelmäßig Überstun-
den machen zu müssen. Und nur
16,8 Prozent der Befragten können
sicher sein, nach der Ausbildung
übernommen zu werden

.
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Das dreigliedrige Schulsystem
hat ausgedient. Unter dem
Deckmantel einer vermeintlich
leistungsorientierten Aufteilung auf
verschiedene Schultypen zementiert
das dreigliedrige Schulsystem
soziale Ungleichheit. Noch immer
ist die Wahrscheinlichkeit, dass ein

Kind aus einer bildungsfernen
Schicht das Abitur macht, um ein
vielfaches geringer als die, dass
ein Akademikerkind die Schule mit
dem Abitur abschließt. Mit
vermeintlicher Leistung hat dies
nichts zu tun. Sämtliche
Bildungsstudien der letzten Jahre
haben nachgewiesen, dass in
keinem Land der Welt der
Zusammenhang zwischen Eltern-
haus und Bildungserfolg so groß ist
wie in Deutschland!

Jahrzehntelang haben sich
konservativ-liberale Bildungs-
politiker alle Mühe gegeben, die
Gemeinschaftsschule schlecht zu
reden. Doch vergeblich! PISA und
nicht zuletzt auch das dortige
Abschneiden des skandinavischen
Schulmodells zeigen: Die

Gemeinschaftsschule ist nicht nur
sozial gerechter als das starr
gegliederte deutsche Schulsystem,
sondern außerdem auch wesentlich
besser in der Lage, Schülerinnen
und Schüler individuell zu fördern
und auf das Leben nach der Schule
vorzubereiten.

Das gegliederte
Schulsystem in
Deutschland geht
zurück auf den
B i s m a r c k s c h e n
Ständestaat im 19.
Jahrhundert und im
Kern erfüllt es immer
noch d iese lbe
Funktion wie damals:
Indem es den
Zugang zu Bildung
begrenzt, festigt und
verstärkt es soziale

Ungerechtig-keiten. Es mag
pathetisch klingen, aber tatsächlich
hängen in Deutschland die
Chancen eines jungen Menschen
stärker als in allen anderen
Industriestaaten vom Portemonnaie
der Eltern ab und die zentrale
Rolle hierbei spielt das
Schulsystem.

Schnell wird so einer der
wesentlichen Vorzüge der
Gemeinschaftsschule deutlich: Wo
das gegliederte Schulsystem früh
vor vollendete Tatsachen stellt,
bietet die Gemeinschaftsschule
Raum für Entwicklung. Wieso soll
ich kein Abitur machen können, nur
weil ich mit 8 Jahren nicht gut im
Diktat war? Natürlich kann sich
dabei die Idee der Gemeinschafts-
schule nicht in der Struktur

erschöpfen; auch der Unterricht
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viduellen Bedürfnissen von
Schülerinnen und Schülern gerecht
zu werden! Unsere Forderungen
für einen neuen Unterricht sind,
dass selbst gesteuertes Lernen der
Schülerinnen und Schüler, gemein-
same Lernprozesse in der Lern-
gruppe oder Klasse und angeleite-
tes Lernen in einem ausgewogenen
Verhältnis zueinander stehen
müssen. Durch die Fähig- und
Fertigkeiten zum selbst bestimmten
Lernen wird zukünftiges Lernen
gefördert und erleichtert, für ein
Leben lang.

Schön und gut, aber alles reine
Utopie? Im Gegenteil! Bis Anfang
der 1990er hatten die Skandinavier
ein ähnlich verkrustetes Schul-
system wie Deutschland - und
haben es seitdem erfolgreich
reformiert! Warum sollte das nicht
auch in Deutschland möglich sein?

Solange sich also die Juso-
Forderung „Reiche Eltern für alle“
noch nicht durchgesetzt hat, ist für
uns Jusos klar, dass die integrierte,
ganztägige Gemeinschaftsschule
nach skandinavischem Vorbild die
bessere Lösung ist. Statt willkürlich
am Ende der Grundschule „Le-
benschancen“ zu verteilen, hält die
Gemeinschaftsschule allen Schü-
lerinnen und Schülern alle Mög-
lichkeiten offen. Dies kombiniert mit
den vielfältigen Möglichkeiten
individueller Förderung, die sich
gerade auch in einer Ganz-
tagsschule bieten, ermöglicht
wirkliche Chancengleichheit - un-
abhängig vom Elternhaus.

Gemeinsam lernen ist besser
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Gruppenbild mit Dame

Vo n C o r i n n a S c h w e t a s c h , s t v. J u s o - L a n d e s v o r s i t z e n d e

Am 10. Dezember werden die
Nobelpreise in Stockholm vergeben.
Diesmal wird Königin Silvia von
Schweden nicht die einzige Frau
auf dem obligatorischen
Gruppenbild sein und ihren
Repräsentationspflichten nachkom-
men. Mit Doris Lessing hat es in
diesem Jahr Frau geschafft,
die höchste Auszeichnung der
Wissenschaftswelt (allein) zu
bekommen, die Schriftstellerin wird
nach 30-jähriger Debatte endlich
mit dem Literaturnobelpreis geehrt.

Kaum denkbar und altmodisch
erscheint eine solche Verteilung
wissenschaftlicher Anerkennung
nach Geschlechtern, verfolgt man
die deutschsprachige Medienwelt
der letzten Monate.

Als „neues schwaches
Geschlecht“ gelten Jungen und
Männer mittlerweile ausgerechnet
im Bildungs- und Wissenschafts-
bereich. Warum? Neuere Umfragen
u.a. der GEW belegen, dass Mäd-
chen und junge Frauen im letzten
Jahrzehnt im schulischen Bereich

stark aufgeholt haben. Seit
wenigen Jahren überrun-
den sie nun sogar ihre
männlichen Schulkamera-
den. Mädchen besuchen
häufiger das Gymnasium,
erzielen durchschnittlich
bessere Noten, bleiben
seltener sitzen und
schließen ihre schulische
Ausbildung prozentual
öfter mit dem Abitur ab als
gleichaltrige Männer. Dem
entgegengesetzt werden
Jungen später einge-
schult, besuchen häufiger

Sonderschulen oder Hauptschulen,
der Anteil der Abiturienten ist um
5% geringer als bei den jungen
Frauen. Während der Schulzeit
erarbeiten sich die Mädchen also
einen Bildungsvorsprung. Folgt
daraus nun zwangsläufig, dass
Jungen in der Schule diskriminiert
werden? Wohl kaum, sieht man
sich Schulbücher an, die veraltete
Rollenbilder transportieren oder
beachtet man die Erhebungen,
wonach Jungen deutlich mehr Zeit
und Aufmerksamkeit von den
LehrerInnen zuteil werden.
Nichtsdestotrotz müssen die indivi-
duellen Probleme - nimmt man die
Gender-Mainstreaming-Strategie
ernst - von Jungen wahrgenommen
werden. Eine Möglichkeit Jungen
und Mädchen gutes Lernen in der
Schule zu ermöglichen, bietet
beispielsweise die Gemeinschafts-
schule.

School - and beyond? Nach
der Schule, mit dem Start in das
Berufsleben, die Ausbildung oder

das Studium dreht sich dieses
Erfolgsverhältnis allerdings drastisch
um. Der erarbeiteten Bildungsvor-
sprung der Mädchen kann nicht in
die weitere Ausbildung transportiert
werden; hier wird mittlerweile von
einem „Verwertungsdefizit“ ge-
sprochen. Dafür sind jedoch nicht
individuelle Probleme von Frauen,
sondern patriarchische Strukturen
innerhalb der Gesellschaft ver-
antwortlich.

Junge Frauen wählen öfter
Berufe mit geringen Verdienstmög-
lichkeiten und Aufstiegschancen:
Friseurin oder Arzthelferin bei-
spielsweise finden sich unter den
anvisierten Berufszielen weiblicher
Azubis besonders häufig. Die
Gehälter dieser Berufsgruppen sind
legendär schlecht und die Möglich-
keiten auf der Karriereleiter nach
oben zu kommen, gleich Null.
Jungs hingegen erhalten öfter
besser bezahlte Ausbildungsplätze
in der dualen Ausbildung. Ein
Mindestlohn und eine anerkannte
zweite, qualitativ hochwertige voll-
zeitschulische Säule im Berufs-
bildungssystem würden deshalb
insbesondere jungen Frauen zu
Gute kommen. Darüber hinaus
müssen alte Rollenstereotypen bei
der Berufswahl von Mädchen und
Jungen aufgeweicht werden - auch
Männer können Kinder in der Kita
betreuen und Frauen am PC
rumbasteln.

Zwar beginnen in etwa gleich
viele Frauen wie Männer ein Stu-
dium, allerdings haben auch deut-
lich mehr Frauen ein Abitur in der
Tasche und nutzen dies nicht zur

eine

Aufnahme eines Studiums. Zudem
unterscheidet sich die Wahl der
Fachrichtung erheblich zwischen
den Geschlechtern. Frauen bevor-
zugen Sprach- und Kulturwissen-
schaften, Männer studieren häufiger
Fächer aus dem Bereich der
Natur- und Ingenieurswissen-
schaften. Auch leichte Verschie-
bungen zugunsten des jeweils
unterrepräsentierten Geschlechts in
den einzelnen Bereichen oder eine
Angleichung der Verhältnisse in
medizinischen Fachrichtungen,
kann nicht darüber hinweg täu-
schen, dass die Studienwahl und
damit auch die Zukunfts-

perspektive immer noch alten
Rollenklischees unterworfen ist.
Düster sieht es ebenfalls bei der
Stellenbesetzung an den Uni-
versitäten aus. Sogar wenn Frauen
bessere Abschlüsse erzielen,
erhalten sie eine Promotionsstelle
nur halb so oft wie Männer. In der
weiteren universitären Laufbahn
lassen sich Frauen dann nur noch
vereinzelt finden. Bei den Pro-
fessuren schwanken die Zahlen
lediglich zwischen 8% und 11% je
nach Bundesland. Und bei der
geringen Förderung die Frauen in
der Wissenschaft zuteil wird,
werden sich diese Zahlen - auch

wenn ältere Herren ihre Lehrstühle
freigeben - kaum spürbar ändern.
Hier muss ernsthaft über eine
Quotierung bei Neueinstellungen
verhandelt werden.

Ein Gruppenbild mit Dame wird
es also auf absehbare Zeit auch
weiterhin in Stockholm geben.
Frauenförderung und Gender-
Mainstreaming müssen zusammen
gedacht und angewendet werden,
wenn wir eine faktische Gleich-
stellung der Geschlechter in allen
Lebensbereichen - und damit auch
in Bildung und Forschung - er-
reichen wollen.

Der Wettbewerb alex „Gemein-
sam gegen Rechts!“ hat begon-
nen. Ab sofort können sich alle
Initiativen, Projekte und Organi-
sationen bewerben, die sich gegen
Rechtsextremismus engagieren. Die
Anmeldung kann bis zum 31.12.
2007 unter
ausgefüllt werden. Alle teilnehmen-
den Initiativen sollen von dem mit
insgesamt 10.000 Euro dotierten
Wettbewerb profitieren. Mit dem
alex will die Berliner SPD den
zahlreichen Initiativen und Pro-
jekten, die sich in Berlin gegen
Rechtsextremismus engagieren,
mehr Öffentlichkeit und damit mehr

Anerkennung verschaffen. Gleich-
zeitig soll auch anderen Mut ge-
macht werden, sich zu engagieren.

Die Preisverleihung findet am
Donnerstag, den 31.01.2008, im
Betsaal des ehemaligen Jüdischen
Waisenhauses statt. Die Aus-
zeichnung vergibt eine Jury, der
auch Franziska Drohsel, die
Landevorsitzende der Jusos, an-
gehört.

Also schlagt Initiativen vor oder
bewerbt euch selbst mit eurer
Initiative! Gemeinsam gegen
Rechts! Fragen, Anregungen oder
Kritik, sowie Bewerbungen für den

alex bitte an:

info@alex2007.de

www.alex2007.de

- Robert Spönemann

www.alex2007.de

Die Berliner SPD zeichnet
Engagement gegen Rechts mit
10.000 Euro aus!

Klaus Wowereit ist Schrimherr von alex 2007.
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Gruppenbild mit Dame

Vo n C o r i n n a S c h w e t a s c h , s t v. J u s o - L a n d e s v o r s i t z e n d e
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Deine Bahn: Bahn für alle

Vo n R a l f H ö s c h e l e , M i t g l i e d i m J u s o - B u n d e s v o r s t a n d

Die Bundesregierung plant die
Deutsche Bahn AG zu privatisieren.
Damit soll das letzte große Staats-
unternehmen an die Börse gebracht
werden. Doch gegen die Bahn-
privatisierung regt sich breiter
Widerstand - auch in der SPD.

Die Bahn hat als einer der
sichersten und umweltfreundlichsten
Verkehrsträger eine herausragende
Bedeutung. Es muss deshalb drin-
gend mehr Verkehr auf die Schiene
verlagert werden. Dazu ist ein
preisgünstiger und flächendecken-
der Schienenverkehr notwendig,
was durch eine Privatisierung ge-
fährdet würde. Schon jetzt hat die
Bahn in Vorbereitung auf den ge-
planten Börsengang sich aus der
Fläche zurückgezogen, sie ver-
nachlässigt ihre Anlagen in den
Regionen. Die Fahrpreise sind weit
stärker als die allgemeine
Preisentwicklung. Es ist zu
erwarten, dass sich diese Entwick-
lung nach dem Einstieg von
Finanzinvestoren weiter fortsetzen
wird. Das Angebot wird auf rentable
Fernverbindungen zwischen großen
Wirtschafts- und Ballungsräumen
konzentriert, Wartungs- und Mo-
dernisierungsarbeiten werden auf
das Minimum reduziert.

Auch das nun von der Bundes-
regierung angestrebte Eigentums-
modell stellt nur eine Privatisierung
des Schienenverkehrs dar. Dieses
Modell hätte zur Folge, dass der
Bund ohne jegliche parlamentari-
sche Kontrolle Milliarden an die
dann privatisierte Bahn bezahlen
würde.

Dabei wird völlig unverantwort-
lich mit öffentlichem Eigentum
umgegangen, das an private
Finanzinvestoren verschleudert
werden soll. Es geht um den
Ausverkauf eines fast ausschließlich
aus öffentlichen Mitteln aufgebau-
ten, nachhaltigen Verkehrssystems
aus rein ideologischen Gründen!
Deshalb muss die geplante Kapi-
talprivatisierung der Bahn verhindert
werden.

Auch die Herausgabe von so
genannten Volksaktien, bei denen
es sich um nicht stimmberechtigte
Vorzugsaktien handelt, bedeutet
eine Privatisierung der Bahn; auch
bei Volksaktien wäre eine möglichst
hohe Rendite das einzige
Unternehmensziel. Die Bahn muss
vollständig in öffentlichem Besitz
bleiben!

Ein Umsteuern in der Ver-
kehrspolitik zu Gunsten der Schiene

ist notwendig und längst überfällig.
Dafür ist politische Steuerung und
parlamentarische Kontrolle notwen-
dig. Es ist unverständlich, warum
nicht mehr in den Schienenverkehr
investiert wird, während an andere
deutlich umweltschädlichere Ver-
kehrsträger Milliarden an Steuer-
mitteln fließen. Eine nachhaltige
Verkehrspolitik braucht eine
leistungsfähige Bahn. Deshalb ist
die geplante Bahnprivatisierung
politisch und sachlich unverantwort-
lich.

Der neoliberale Trend der
Privatisierung öffentlicher Daseins-
vorsorge muss endlich gebrochen
werden. Für uns Jusos ist deshalb
klar: Die Bahn darf nicht privatisiert
werden, sondern muss als öffent-
liche Bahn erhalten bleiben.

gestiegen
www.deinebahn.de

www.bahn-fuer-alle.de

Die Privatisierung der Bahn muss verhindert werden

Neues BerlHG und alles okay?

Vo n D a n i e l C a m m a n n , s t v. J u s o - L a n d e s v o r s i t z e n d e r u n d
A n n e K n a u f , L a n d e s s p r e c h e r i n d e r H o c h s c h u l g r u p p e n

Die bereits in der vergangenen
Legislaturperiode angekündigte
große Novelle des Berliner
Hochschulgesetzes (BerlHG)
wurde von Bildungssenator Zöllner
wieder auf die Tagesordnung
gesetzt. Mit einem ersten
ReferentInnenentwurf, auf dessen
Grundlage dann konkret diskutiert
werden wird, ist nach mehrmaliger
Verschiebung im Winter zu
rechnen. Das neue Berliner
Hochschulgesetz soll dann zügig
verabschiedet werden. Der
Handlungsdruck ist groß: Die
umfassenden Studien- und
Hochschulreformen sowie der
Wegfall des Hochschulrahmen-
gesetzes in der Folge der
Föderalismusreform erfordern eine
Anpassung der gesetzlichen
Grundlagen.

Die Hochschulleitungen erhoffen
sich durch die Gesetzesnovelle eine
möglichst weitreichende Freiheit von
staatlicher Einflussnahme sowie
inneruniversitärer Demokratie. Zwar
soll die so genannte “Erprobungs-
klausel” abgeschafft werden, die
seit Ende der 90er Jahre die
hochschulinternen Mitbestimmungs-
möglichkeiten vor allem zugunsten
der Präsidien verschoben hat. Mit
einer umfassenden Revision der
undemokratischen Entscheidungs-
strukturen ist dennoch nicht zu
rechnen. Auch hoffen die
Hochschulleitungen darauf, dass sie
künftig Masterstudierende nach
eigenen Kriterien - die über einen
Bachelorabschluss hinausgehen -
selber auswählen können und zwar
ohne gesetzlich festgesetzte

Übergangsquoten
vom Bachelor zum
Master . E ine
gesel lschaft l ich
dringend erfor-
derliche Öffnung
der Hochschulen
und Anhebung des
allgemeinen Quali-
f ikationsniveaus
wird damit ver-
hindert.

Bildungssenator
Jürgen Zöllner hat
bereits angekündigt, dass er ein
möglichst “schlankes Gesetz”
haben möchte. So soll im Bereich
der Hochschulverträge auf eine
detaillierte Feinsteuerung verzichtet
werden, nur sechs bis acht
Parameter sollen demnach gesetzl-
ich geregelt werden. Darüber hin-
ausgehende Bestimmungen und
Ziele sollen die Hochschulen laut
Zöllner autonom festsetzen. Damit
wird die gesellschaftliche Kontrolle
der Hochschulen durch staatliche
Institutionen weiter zurückgefahren.
Auch inneruniversitär ist nicht mit
einer umfassenden Re-
Demokratisierung zu rechnen. Der
politische Wille, eine drittel- oder
wenigstens viertelparitätische Be-
setzung der akademischen Gremien
und damit eine wirkliche Stärkung
der demokratischen Steuerung der
Hochschulen durchzusetzen, fehlt.

Der Übergang vom Bachelor-
zum Masterstudium soll sich nach
den Vorstellungen des Bildungs-
senators durch die Anzahl der zur
Verfügung gestellten Studienplätze
lösen. Ein Rechtsanspruch, der den

BachelorabsolventInnen ein ein-
klagbares Recht auf einen Master-
studienplatz garantieren würde, wird
jedenfalls von Zöllner als auch den
Präsidien abgelehnt. Insgesamt
wird sich aller Voraussicht nach die
Diskrepanz zwischen 85.000
ausfinanzierten und über 130.000
tatsächlich besetzten Studienplätzen
nicht zu Gunsten von mehr und
besser ausgestatteten Studien-
plätzen verringern.

Deshalb müssen kurzfristig
100.000 voll ausfinanzierte
Studienplätze geschaffen werden
und der Ausbau von Bachelor- und
Masterstudienplätzen vorange-
trieben werden. Der Übergang vom
Bachelor zum Master muss durch
einen einklagbaren Rechtsanspruch
abgesichert werden. Nur eine
demokratische Hochschule kann
eine “gute” autonome Hochschule
sein. Um dies zu gewährleisten
benötigt Berlin demokratisch
verfasste Gremienhochschulen mit
gruppenparitätisch besetzten aka-
demischen Gremien.

Zu Risiken und Nebenwirkungen der großen Novelle des
Berliner Hochschulgesetzes
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Am 28. August 2007 ist das 2.
Änderungsgesetz zum Zuwan-
derungsgesetz in Kraft getreten. Mit
diesem Gesetz werden vor allem
längst überfällig, aber leider immer
noch unzureichend EU-Richtlinien
umgesetzt, die die Rechtslage für
Flüchtlinge innerhalb der EU
harmonisieren und teilweise sogar
verbessern (sollen). (Mehr dazu
auch bei Michael Kalkmann: Die
wichtigsten flüchtlingsrechtlichen
Neuerungen im Zuwanderungs-
gesetz, ASYLMAGAZIN Ausgabe
9/2007). Daneben beinhaltet
dieses Änderungsgesetz auch das
vorläufige Ergebnis einer Debatte,
die in Deutschland schon seit den
späten 1980er Jahren geführt wird.
Die Rede ist vom so genannten
Bleiberecht, dass jetzt in den
§§104 a/b AufenthG geregelt
worden ist. (Hierzu der Hinweis
auf Prof. Dr. Holger Hoffmann:
Altfall = Bleiberecht?, ASYL-
MAGAZIN 78/2007. Das ASYL-
MAGAZIN ist kostenlos zu finden
unter , der Internet-
seite des Informationsverbund Asyl
e.V.)

Dass dieses Thema wieder zur
Sprache gekommen ist, ist vor
allem der Hartnäckigkeit vieler
gemeinnütziger Initiativen, wie zum
Beispiel ProAsyl, Amnesty
International oder auch den Flücht-
lingsräten der Bundesländer, zu
verdanken. Diese fordern schon
lange eine ansprechende Lösung
und somit auch endlich eine Zu-
kunftsperspektive für diejenigen
Flüchtlinge, die sich seit Jahren gut
integriert und dennoch nur geduldet

in Deutschland aufhalten.

Ausgangspunkt für die aktuelle
gesetzliche Konstellation ist der
Bleiberechtsbeschluss der Innen-
ministerkonferenz (IMK) vom
17.11.2006. Diesem liegt ein
Papier aus dem Innenministerium
zugrunde, das von vornherein den
Spagat offenbart, dem die sich zu
findende Regelung jedenfalls zu
unterwerfen hatte. Einen positiven
Verfahrensausgang haben demnach
nur diejenigen Menschen zu er-
warten, die „faktisch wirtschaftlich
und sozial integriert sind“ oder das
in einem abgesteckten Zeitrahmen
schaffen werden und die durch
eigenes Einkommen sicherstellen,
dass eine „Zuwanderung in die
Sozialsysteme“ durch ihren Ver-
bleib nicht stattfindet. Diesen Ko-
ordinaten bleiben auch die gesetz-
lichen Ausführungen treu.

Eine der großen Enttäu-
schungen des Normenpaketes ist,
dass ihm kein flexibles zeitliches
Konzept zugrunde liegt, sondern
eine starre Stichtagsregelung. Die
Paragraphen werden sich von
selbst erledigen, wenn alle
190.000 „Fälle“, die in ihren An-
wendungsbereich fallen, erledigt
sind. Aus zeitlicher Sicht steht ein
Bleiberecht nach dem Bleiberechts-
beschluss nur denjenigen Men-
schen zu, die, wenn sie Allein-
stehend sind, vor dem 18.11.1998
eingereist sind. Oder, wenn sie
mindestens ein Kind haben, das
nachweislich den Kindergarten oder
die Schule besucht, das Einreise-
datum vor dem 18.11.2000 liegt.
Das gesetzliche Bleiberecht

benennt als Stichtag den 1.7.2007.
All diejenigen, die diese Voraus-
setzungen nicht erfüllen, müssen
darauf hoffen, dass die Diskussion
weiterhin mit Engagement voran-
getrieben wird. Die jetzige „Altfall-
regelung“, die mit Sicherheit ein
kleiner Schritt in die richtige
Richtung ist, muss dahin nachge-
bessert werden, dass sie in der
Lage ist, allen langjährigen Gedul-
deten und gut integrierten Flücht-
lingen, die in ihren Heimatstaaten
keine Aussicht auf ein erfülltes
Leben haben, diese Perspektive
hier in Deutschland zu bieten.

Damit sei hier nur auf eine der
kritischen Regelungen im neuen
Bleiberecht hingewiesen. Für uns
Jusos heißt dies, dass wir uns
weiter damit beschäftigen müssen.
Denn: Kein Mensch ist illegal -
nirgendwo!

www.asyl.net
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Wer Myspace oder StudiVZ
benutzt, kennt das: Man lernt
jemanden kennen und stellt fest,
dass man schon drei oder vier
gemeinsame Bekannte hat und sich
auch in etwa für dieselben Dinge
interessiert. Während das für uns
nur eine nette Sache ist, stellt es
für manche Firmen die große
Zukunft dar. Man spricht - um es
mit dem Schlagwort dieser Tage zu
sagen von der Entwicklung des
Web 2.0.

Um diese Entwicklung genau zu
betrachten und zu verstehen, muss
man zuerst einen kleinen Blick auf
das Internet werfen „wie es war“.
Es gab eine klare und strikte
Trennung zwischen Produzent und
Konsument (User). Der Produzent
stellte Inhalt (Content) auf einen
Server und somit dem Netz zur
Verfügung.

Der technische Fortschritt
ermöglichte es ab Ende der 90er
Jahre, dass diese Grenze immer
mehr verwischte. Es wurde nun
auch den Usern, die keiner
Programmiersprache mächtig
waren, möglich, sehr einfach ihre
Gedanken und Arbeiten über
einfache Eingabemasken ins Netz
zu stellen. Ergebnis dieses
Prozesses waren z.B. die sog.
Weblogs, kurz Blogs. Kleine,
personalisierte Websites, die sich
sehr einfach bedienen lassen.

Das Internet wechselte sein
Wesen. Vormals statisch, änderte
es sich zu einem dynamischen
Netzwerk. Denn dadurch, dass nun
immer mehr User aktiv wurden,

bildeten sich auch immer stärker
soziale Netzwerke, wohl zu
vergleichen mit Freund- und
Bekanntschaften, wie man sie in
der Realität kennt. Bestes Beispiel
s i n d d i e b e k a n n t e r e n
Communitysites, wie z.B. StudiVZ
oder MySpace, bei denen User
einen kleinen Steckbrief ausfüllen
und sich über diesen mit Bekannten
verbinden.

Doch so schön diese Welt von
Netzwerken und digital ausgelebter
Kreativität auch ist, so bringt sie
auch Probleme mit sich.

Eines ist der Besitz geistigen
Eigentums: Es ist jedem möglich
seine Ideen ins Internet zu stellen.
Das hat den Vorteil, dass es jetzt
einer sehr großen Gruppe von
anderen Menschen möglich ist,
diese zu überdenken und zu
diskutieren, da sie in digitaler Form
überall abrufbar sind. Allerdings
bedeutet das auch, dass sie jetzt
jeder sehr einfach kopieren und als
sein eigenes Werk deklarieren
kann. Es ist also nötig, dass man
hier nach neuen Wegen sucht um
dieser Problematik entgegenzu-
steuern, ohne zu einem totalen
Nutzungsverbot zu kommen, wie es
z.Z. durch die Industrie gefordert
wird. Ansätze sind z.B. verschie-
dene „Lizenzen“ auf freiwilliger
Basis, die definieren, was mit dem
Werk gemacht werden darf, wie
z.B. Creative Commons. Allerdings
stoßen auch diese an ihre
Grenzen. Es ist also nötig, dass
hier neue Regelungen geschaffen
werden, nach denen geistiges
Eigentum geschützt oder eben frei

gegeben wird.

Ein anderes Problem ist, dass
Daten, die einmal ins Internet
gelangt sind, kaum zurückzuholen
sind, da sie zu „löschen“ oftmals
nur heißt, sie nichtmehr offen
anzuzeigen, sie aber weiter zu
behalten. Der Schluss liegt natürlich
nahe, dass diese Daten ja nur für
Freunde seien und somit auch nicht
weiter relevant. Doch könnten sie
z.B. auch für zukünftige
Arbeitgeber ein Mittel sein, sich
über seine Angestellten zu
informieren. Hier muss zum einen
ein Bewusstsein bei den Bürgern
geschaffen werden, dass diese sich
über die Bedeutung des
Datenschutzes im klaren sind und
zum anderen auch staatlich
verhindert werden, dass Firmen
oder auch der Staat selber (siehe
Schäuble) Daten in Massen auf
Vorrat sichern und so den Bürger
zu einem gläsernen Bürger machen

Hier müssen neue Wege
gefunden werden. Und dabei
sollten wir die Chance nutzen und
unsere Ideen als Jusos einbringen.

Wunderweb 2.0

Vo n B r u n o G e b h a r d i , J u s o s S t e g l i t z - Z e h l e n d o r f
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Eine andere Arbeitswelt ist
möglich

Vo n S o n j a S t a a k , M i t g l i e d i m Vo r s t a n d v o n v e r. d i B e r l i n

Monat für Monat suchen in
Deutschland fast vier Millionen
Menschen nach einem Arbeitsplatz.
„Arbeitslosigkeit führt zu
Verarmung, gesellschaftlicher
Ausgrenzung, befördert Politikver-
drossenheit und untergräbt die
Finanzierungsbasis der sozialen
Sicherungssysteme“, so bilanzier-
ten Anfang Oktober rund tausend
Delegierte beim ver.di-Bundeskon-
gress in Leipzig. Es geht also um
die finanzielle Existenzsicherung
derjenigen, die vom Erwerbsleben
ausgegrenzt sind. Aber nicht nur
das: „Es geht um die Lebensper-
spektiven von Millionen Menschen.“

Hartz IV ist keine soziale
Grundsicherung, die diesen Namen
verdient - darüber herrscht in den
Gewerkschaften und sozialen Be-
wegungen weit gehend Konsens.
Gemeinsam mit vielen anderen for-
dert ver.di eine sofortige Anhebung
des Regelsatzes auf 420 Euro als
ersten Schritt zu einer Grund-
sicherung, die über das bloße
Überleben hinaus auch gesell-
schaftliche Teilhabe ermöglichen
muss. Erwerbslose sind in der
Arbeits- und Sozialverwaltung
heute vielfachen Diskriminierungen
ausgesetzt und zu Bittstellern de-
gradiert. Diese Praxis muss grund-
legend verändert werden. Die amt-
lichen Schnüffeleien in den Woh-
nungen von Erwerbslosen müssen
aufhören. Eine ernst gemeinte
Grundsicherung muss repressions-
frei sein.

Was heißt es, diesen Gedan-
ken konsequent zu Ende zu
denken? Die einfachste und ver-

meintlich radikalste Antwort auf die
Forderung nach einer repressions-
freien Grundsicherung ist: Jede und
jeder soll sie bekommen. So
würden jegliche Bedarfsprüfungen
wegfallen und niemand hätte mehr
das Recht, die Transferleistung zu
verweigern. Das Konzept eines
bedingungslosen Grundeinkommens
ist von bestechender Einfachheit.
Aber ist es gerecht, wenn alle
dasselbe bekommen, gänzlich un-
abhängig vom individuellen Bedarf?

Es ist vielleicht ein liberales,
aber sicher kein besonders soziales
Politikkonzept, jedem und jeder
dieselbe Förderung zukommen zu
lassen und den Rest in die Eigen-
verantwortung des Einzelnen abzu-
schieben - frei nach dem Motto
„jeder ist seines Glückes
Schmied“. Ein wirklicher Sozialstaat
muss ungleiches ungleich behan-
deln; er muss Sozialleistungen
zielgerichtet denjenigen zukommen
lassen, die auf sie angewiesen
sind. Das heißt nicht zuletzt: Er
muss umverteilen.

Wer ein bedingungsloses
Grundeinkommen umsetzen will,
muss Milliardenbeträge im drei-
stelligen Bereich in die Hand
nehmen. Wenn wir die gesell-
schaftlichen Mehrheiten organisie-
ren können, um eine derartige Auf-
stockung des Sozialhaushaltes
durchzusetzen - und dafür sollten
wir kämpfen - sollten wir dieses
Geld dann nicht in einen gezielten
Ausbau von KiTa's, Pflegediensten
oder Jugendzentren stecken, statt
das Geld schlicht in gleichen Teilen
an alle hier lebenden Menschen

auszuschütten?

Unser Ziel muss es sein, allen
Menschen eine Perspektive selbst-
bestimmter Lebensgestaltung und
gesellschaftlicher Teilhabe zu bie-
ten. Eine solche lässt sich nicht in
Heller und Pfennig auszahlen. Es
reicht nicht, Langzeitarbeitslosen
mit dem Grundeinkommen einen
zusätzlichen Kinobesuch zu er-
möglichen und anderen eine Nische
zu bieten, um sich zeitweise dem
Arbeitsmarkt zu entziehen. Das
zentrale Anliegen der Gewerk-
schaftsbewegung ist es, die
Arbeits- und Produktionsbe-
dingungen selbst zu gestalten -
und radikal zu verändern.

Wir treten ein für massive
Arbeitszeitverkürzungen, so dass
alle Menschen am Erwerbsleben
teilhaben können und ihnen gleich-
zeitig mehr Zeit zur freien Ver-
fügung bleibt. Wir kämpfen für eine
Demokratisierung der Wirtschaft,
damit alle gemeinsam entscheiden
können, was produziert und unter
welchen Bedingungen gearbeitet
wird. Und wir kämpfen dafür, dass
sinnvolle und wichtige gesellschaft-
liche Tätigkeiten vor allem im so-
zialen und kulturellen Bereich, die
heute unentgeltlich erledigt werden,
endlich entlohnt werden. Denn
Arbeit gibt es in unserer Gesell-
schaft mehr als genug. Sie ist nur
ungleich verteilt und häufig nicht
oder zu schlecht bezahlt.

Das bedingungslose Grundeinkommen will Nischen im
Kapitalismus schaffen, statt ihn grundlegend zu ändern.
Das kann uns nicht genug sein.

I N F R A R O T | Debat te

14

Debat te | I N F R A R O T

15

Die Idee des Grundeinkommens
hat eine lange Geschichte. Auf-
klärer, Humanisten, Sozialisten und
Gewerkschafter haben aus unter-
schiedlicher Perspektive ein Grund-
einkommen begründet. Bei den
Grünen, der SPD und der Partei
DIE LINKE. ist es aus dem politi-
schen Diskurs nicht mehr wegzu-
denken. Einig ist man sich in der
linken Grundeinkommensdebatte,
dass Modelle einer Negativen Ein-
kommensteuer, die sich an Milton
Friedman orientieren (z. B. das
Bürgergeld-Modell von Dieter Alt-
haus) nicht den Kriterien eines
emanzipatorischen Grundeinkom-
mens entsprechen: Das Beding-
ungslose Grundeinkommen soll al-
len Menschen individuell garantiert
zustehen, ohne eine Bedürftigkeits-
prüfung und einen Arbeitszwang
oder Zwang zu Gegenleistungen, in
einer die Existenz- und Teilhabe
sichernden Höhe. Das wären für
Deutschland ca. 800 bis 1.000 €.
Die Armutsrisikogrenze nach der
Einkommens- und Verbrauchs-
statistik 2003 lag bei 1.000 € für
ein/e Alleinstehende/n.

Das emanzipatorische Potenzial
des Grundeinkommens liegt in sei-
ner dekommodifizierenden Wirkung:
Keine/r ist mehr gezwungen, seine
Ware Arbeitskraft zwecks grundle-
gender Existenz- und Teilhabe-
sicherung verkaufen zu müssen.
Eine deutliche antikapitalistische
Stoßrichtung also - aber in eman-
zipatorischer Perspektive. Soziale
Sicherheit und persönliche Freiheit
gehören zusammen. Erwerbsarbeit
wird mit dem Grundeinkommen aus

dem Zentrum des Teilhabezugangs
gerückt, aber dadurch nicht obsolet
- sie sichert den Lebensstandard.
Andere Tätigkeits- und Teilhabe-
formen werden durch das Grund-
einkommen gesellschaftlich aufge-
wertet. Das Grundeinkommen ist
mit weiteren Formen der kooperati-
ven und solidarischen Verfügung
über die Arbeits- und Lebensbe-
dingungen verbunden, z. B. mit der
Stärkung der partizipativen Ele-
mente in der Arbeitswelt bis hin zu
genossenschaftlichen Formen der
Produktion. Darüber hinaus hätten
durch das Grundeinkommen aber
schon jetzt Lohnabhängige und
deren Organisationen eine deutlich
verbesserte Verhandlungsbasis, die
zunehmend prekarisierte Arbeit-
nehmerschaft eine sicheren Boden
für selbst gewählte biografische
Abfolgen von Erwerbsarbeit,
Sorgearbeiten, bürgerschaftlichem
Engagement und Mußezeiten.
Unternehmer/innen haben moti-
viertere Mitarbeiter /innen, weil das
Recht auf eine Er-
werbsarbeit, d. h. das Menschen-
recht auf Arbeit, mit dem Grund-
einkommen endlich durchgesetzt
würde. Nicht zuletzt dient das
Grundeinkommen der optimalen
Armutsbekämpfung. Ausgrenzungen
aus dem Leistungsbezug wegen der
diskriminierenden Bedürftigkeitsprü-
fung (verdeckte Armut) gehörten
der Vergangenheit an. Das Grund-
einkommen bewirkt weiterhin eine
selbst bestimmte Lebensführung
ohne Einkommensarmut und eine
Umverteilung von oben nach unten.
Damit es Unternehmer/innen nicht

möglich ist, bei Einführung eines
Grundeinkommens Lohnkosten zu
senken, ist ein ausreichender Min-
deststundenlohn zu sichern.
Sozialversicherungen sind zu modi-
fizieren, nicht abzuschaffen. Tarife
werden durch das Grundeinkommen
gestärkt, gute Arbeitsbedingungen
durchsetzbarer, ökologisch und
sozial desaströse Arbeiten für
jede/n ablehnbar. Das Grundein-
kommen hat empirischen Studien
zufolge einen wünschenswerten
Arbeitszeitverkürzungseffekt. Dies
veranlasste den DGB-Chef Michael
Sommer zu seiner Forderung nach
einer Art Grundeinkommen für kür-
zer Arbeitende. Trotzdem sollte ein
Grundeinkommen mit staatlichen
und tarifpolitischen Instrumenten der
Arbeitszeitverkürzung kombiniert
werden, die die solidarische Um-
verteilung von Erwerbsarbeit weiter
voranbringen. Zusätzlich müssen
Instrumente gefunden werden, um
der berechtigten Kritik der Frauen
an heutigen Zuständen zu
begegnen: Gleiche Arbeitsbeding-
ungen und Löhne für Frauen,
Gleichverteilung der sozialen Re-
produktionsarbeit auf die Schultern
von Frauen und Männern. Zum
emanzipatorischen Grundeinkom-
menskonzept gehören ebenso der
Ausbau und die Demokratisierung
der Daseinsvorsorge und des Zu-
gangs zu öffentlichen Gütern für
alle Menschen. Das Grundeinkom-
men ist als ein Globales Soziales
Recht zu entwickeln - jede/r hat
überall das Recht auf eine die un-
bedingte Menschenwürde sichernde
unbedingte materielle Ausstattung.

frei gewählte

Das Bedingungslose Grund-
einkommen - realpolitisch und
emanzipatorisch

Vo n R o n a l d B l a s c h k e , B e g r ü n d e r d e s
N e t z w e r k e s G r u n d e i n k o m m e n

Unsere Position:
Auf der Landesdelegiertenkonferenz
am 6. Oktober 2007 haben sich die
Jusos Berlin gegen ein bedingungslo-
ses Grundeinkommen ausgesprochen.



Eine andere Arbeitswelt ist
möglich

Vo n S o n j a S t a a k , M i t g l i e d i m Vo r s t a n d v o n v e r. d i B e r l i n

Monat für Monat suchen in
Deutschland fast vier Millionen
Menschen nach einem Arbeitsplatz.
„Arbeitslosigkeit führt zu
Verarmung, gesellschaftlicher
Ausgrenzung, befördert Politikver-
drossenheit und untergräbt die
Finanzierungsbasis der sozialen
Sicherungssysteme“, so bilanzier-
ten Anfang Oktober rund tausend
Delegierte beim ver.di-Bundeskon-
gress in Leipzig. Es geht also um
die finanzielle Existenzsicherung
derjenigen, die vom Erwerbsleben
ausgegrenzt sind. Aber nicht nur
das: „Es geht um die Lebensper-
spektiven von Millionen Menschen.“

Hartz IV ist keine soziale
Grundsicherung, die diesen Namen
verdient - darüber herrscht in den
Gewerkschaften und sozialen Be-
wegungen weit gehend Konsens.
Gemeinsam mit vielen anderen for-
dert ver.di eine sofortige Anhebung
des Regelsatzes auf 420 Euro als
ersten Schritt zu einer Grund-
sicherung, die über das bloße
Überleben hinaus auch gesell-
schaftliche Teilhabe ermöglichen
muss. Erwerbslose sind in der
Arbeits- und Sozialverwaltung
heute vielfachen Diskriminierungen
ausgesetzt und zu Bittstellern de-
gradiert. Diese Praxis muss grund-
legend verändert werden. Die amt-
lichen Schnüffeleien in den Woh-
nungen von Erwerbslosen müssen
aufhören. Eine ernst gemeinte
Grundsicherung muss repressions-
frei sein.

Was heißt es, diesen Gedan-
ken konsequent zu Ende zu
denken? Die einfachste und ver-

meintlich radikalste Antwort auf die
Forderung nach einer repressions-
freien Grundsicherung ist: Jede und
jeder soll sie bekommen. So
würden jegliche Bedarfsprüfungen
wegfallen und niemand hätte mehr
das Recht, die Transferleistung zu
verweigern. Das Konzept eines
bedingungslosen Grundeinkommens
ist von bestechender Einfachheit.
Aber ist es gerecht, wenn alle
dasselbe bekommen, gänzlich un-
abhängig vom individuellen Bedarf?

Es ist vielleicht ein liberales,
aber sicher kein besonders soziales
Politikkonzept, jedem und jeder
dieselbe Förderung zukommen zu
lassen und den Rest in die Eigen-
verantwortung des Einzelnen abzu-
schieben - frei nach dem Motto
„jeder ist seines Glückes
Schmied“. Ein wirklicher Sozialstaat
muss ungleiches ungleich behan-
deln; er muss Sozialleistungen
zielgerichtet denjenigen zukommen
lassen, die auf sie angewiesen
sind. Das heißt nicht zuletzt: Er
muss umverteilen.

Wer ein bedingungsloses
Grundeinkommen umsetzen will,
muss Milliardenbeträge im drei-
stelligen Bereich in die Hand
nehmen. Wenn wir die gesell-
schaftlichen Mehrheiten organisie-
ren können, um eine derartige Auf-
stockung des Sozialhaushaltes
durchzusetzen - und dafür sollten
wir kämpfen - sollten wir dieses
Geld dann nicht in einen gezielten
Ausbau von KiTa's, Pflegediensten
oder Jugendzentren stecken, statt
das Geld schlicht in gleichen Teilen
an alle hier lebenden Menschen

auszuschütten?

Unser Ziel muss es sein, allen
Menschen eine Perspektive selbst-
bestimmter Lebensgestaltung und
gesellschaftlicher Teilhabe zu bie-
ten. Eine solche lässt sich nicht in
Heller und Pfennig auszahlen. Es
reicht nicht, Langzeitarbeitslosen
mit dem Grundeinkommen einen
zusätzlichen Kinobesuch zu er-
möglichen und anderen eine Nische
zu bieten, um sich zeitweise dem
Arbeitsmarkt zu entziehen. Das
zentrale Anliegen der Gewerk-
schaftsbewegung ist es, die
Arbeits- und Produktionsbe-
dingungen selbst zu gestalten -
und radikal zu verändern.

Wir treten ein für massive
Arbeitszeitverkürzungen, so dass
alle Menschen am Erwerbsleben
teilhaben können und ihnen gleich-
zeitig mehr Zeit zur freien Ver-
fügung bleibt. Wir kämpfen für eine
Demokratisierung der Wirtschaft,
damit alle gemeinsam entscheiden
können, was produziert und unter
welchen Bedingungen gearbeitet
wird. Und wir kämpfen dafür, dass
sinnvolle und wichtige gesellschaft-
liche Tätigkeiten vor allem im so-
zialen und kulturellen Bereich, die
heute unentgeltlich erledigt werden,
endlich entlohnt werden. Denn
Arbeit gibt es in unserer Gesell-
schaft mehr als genug. Sie ist nur
ungleich verteilt und häufig nicht
oder zu schlecht bezahlt.

Das bedingungslose Grundeinkommen will Nischen im
Kapitalismus schaffen, statt ihn grundlegend zu ändern.
Das kann uns nicht genug sein.
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Die Idee des Grundeinkommens
hat eine lange Geschichte. Auf-
klärer, Humanisten, Sozialisten und
Gewerkschafter haben aus unter-
schiedlicher Perspektive ein Grund-
einkommen begründet. Bei den
Grünen, der SPD und der Partei
DIE LINKE. ist es aus dem politi-
schen Diskurs nicht mehr wegzu-
denken. Einig ist man sich in der
linken Grundeinkommensdebatte,
dass Modelle einer Negativen Ein-
kommensteuer, die sich an Milton
Friedman orientieren (z. B. das
Bürgergeld-Modell von Dieter Alt-
haus) nicht den Kriterien eines
emanzipatorischen Grundeinkom-
mens entsprechen: Das Beding-
ungslose Grundeinkommen soll al-
len Menschen individuell garantiert
zustehen, ohne eine Bedürftigkeits-
prüfung und einen Arbeitszwang
oder Zwang zu Gegenleistungen, in
einer die Existenz- und Teilhabe
sichernden Höhe. Das wären für
Deutschland ca. 800 bis 1.000 €.
Die Armutsrisikogrenze nach der
Einkommens- und Verbrauchs-
statistik 2003 lag bei 1.000 € für
ein/e Alleinstehende/n.

Das emanzipatorische Potenzial
des Grundeinkommens liegt in sei-
ner dekommodifizierenden Wirkung:
Keine/r ist mehr gezwungen, seine
Ware Arbeitskraft zwecks grundle-
gender Existenz- und Teilhabe-
sicherung verkaufen zu müssen.
Eine deutliche antikapitalistische
Stoßrichtung also - aber in eman-
zipatorischer Perspektive. Soziale
Sicherheit und persönliche Freiheit
gehören zusammen. Erwerbsarbeit
wird mit dem Grundeinkommen aus

dem Zentrum des Teilhabezugangs
gerückt, aber dadurch nicht obsolet
- sie sichert den Lebensstandard.
Andere Tätigkeits- und Teilhabe-
formen werden durch das Grund-
einkommen gesellschaftlich aufge-
wertet. Das Grundeinkommen ist
mit weiteren Formen der kooperati-
ven und solidarischen Verfügung
über die Arbeits- und Lebensbe-
dingungen verbunden, z. B. mit der
Stärkung der partizipativen Ele-
mente in der Arbeitswelt bis hin zu
genossenschaftlichen Formen der
Produktion. Darüber hinaus hätten
durch das Grundeinkommen aber
schon jetzt Lohnabhängige und
deren Organisationen eine deutlich
verbesserte Verhandlungsbasis, die
zunehmend prekarisierte Arbeit-
nehmerschaft eine sicheren Boden
für selbst gewählte biografische
Abfolgen von Erwerbsarbeit,
Sorgearbeiten, bürgerschaftlichem
Engagement und Mußezeiten.
Unternehmer/innen haben moti-
viertere Mitarbeiter /innen, weil das
Recht auf eine Er-
werbsarbeit, d. h. das Menschen-
recht auf Arbeit, mit dem Grund-
einkommen endlich durchgesetzt
würde. Nicht zuletzt dient das
Grundeinkommen der optimalen
Armutsbekämpfung. Ausgrenzungen
aus dem Leistungsbezug wegen der
diskriminierenden Bedürftigkeitsprü-
fung (verdeckte Armut) gehörten
der Vergangenheit an. Das Grund-
einkommen bewirkt weiterhin eine
selbst bestimmte Lebensführung
ohne Einkommensarmut und eine
Umverteilung von oben nach unten.
Damit es Unternehmer/innen nicht

möglich ist, bei Einführung eines
Grundeinkommens Lohnkosten zu
senken, ist ein ausreichender Min-
deststundenlohn zu sichern.
Sozialversicherungen sind zu modi-
fizieren, nicht abzuschaffen. Tarife
werden durch das Grundeinkommen
gestärkt, gute Arbeitsbedingungen
durchsetzbarer, ökologisch und
sozial desaströse Arbeiten für
jede/n ablehnbar. Das Grundein-
kommen hat empirischen Studien
zufolge einen wünschenswerten
Arbeitszeitverkürzungseffekt. Dies
veranlasste den DGB-Chef Michael
Sommer zu seiner Forderung nach
einer Art Grundeinkommen für kür-
zer Arbeitende. Trotzdem sollte ein
Grundeinkommen mit staatlichen
und tarifpolitischen Instrumenten der
Arbeitszeitverkürzung kombiniert
werden, die die solidarische Um-
verteilung von Erwerbsarbeit weiter
voranbringen. Zusätzlich müssen
Instrumente gefunden werden, um
der berechtigten Kritik der Frauen
an heutigen Zuständen zu
begegnen: Gleiche Arbeitsbeding-
ungen und Löhne für Frauen,
Gleichverteilung der sozialen Re-
produktionsarbeit auf die Schultern
von Frauen und Männern. Zum
emanzipatorischen Grundeinkom-
menskonzept gehören ebenso der
Ausbau und die Demokratisierung
der Daseinsvorsorge und des Zu-
gangs zu öffentlichen Gütern für
alle Menschen. Das Grundeinkom-
men ist als ein Globales Soziales
Recht zu entwickeln - jede/r hat
überall das Recht auf eine die un-
bedingte Menschenwürde sichernde
unbedingte materielle Ausstattung.

frei gewählte

Das Bedingungslose Grund-
einkommen - realpolitisch und
emanzipatorisch

Vo n R o n a l d B l a s c h k e , B e g r ü n d e r d e s
N e t z w e r k e s G r u n d e i n k o m m e n

Unsere Position:
Auf der Landesdelegiertenkonferenz
am 6. Oktober 2007 haben sich die
Jusos Berlin gegen ein bedingungslo-
ses Grundeinkommen ausgesprochen.
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Rechtsextreme Gewalttaten sind
in vielen Gebieten an der
Tagesordnung und dringen nur
selten an die Öffentlichkeit. In
Berlin gibt es bestimmte Orte, an
denen es immer wieder zu
rechtsextremen Übergriffen kommt
und die für Menschen, die nicht in
das Bild von Rechtsextremisten
passen, Angsträume darstellen.
Rassismus, Antisemitismus und
Nationalismus sind bis in die Mitte
der Gesellschaft hinein verbreitet.
In Treptow-Köpenick ist nun die
NPD mit 5,3%, in Lichtenberg mit
5,9%, in Marzahn-Hellersdorf mit
6,4% und in Neukölln mit 3,9%
vertreten. In Pankow gelang den
Republikanern mit 3,1% der Einzug
in das Bezirksparlament.

Der öffentliche Umgang
schwankt zwischen Empörung und
Verharmlosung und bleibt oftmals
auf einer oberflächlichen Symptom-
ebene stecken. Wir brauchen
endlich eine ernstgemeinte Ver-
ständigung über eine Strategie ge-
gen Rechtsextremismus und deren
konsequente Umsetzung. Eine
solche muss verschiedene Elemen-
te beinhalten.

Rechtsextremes Gedankengut
ist bis in die Mitte der Gesellschaft
hinein verbreitet. Es muss darum
gehen, reaktionäre und menschen-
verachtende Argumentationslinien
überall aufzudecken. Nicht selten
sind ausländerfeindliche und popu-

listische Sprüche in der öffentlichen
Debatte zu hören. Antisemitismus,
Rassismus und Nationalismus
müssen aktiv bekämpft werden,
unabhängig davon, ob es sich um
Sprüche rechtsextremer Schläger
oder etablierter Politiker handelt.

Die Opfer rechter Gewalt
müssen geschützt werden. Die
Opfer sind es nämlich, die in der
öffentlichen Wahrnehmung oftmals
hintenüber fallen und nicht selten in
nicht akzeptabler Weise von den
Strafverfolgungsbehörden behandelt
werden. Wenn man die Solidarität
mit den Opfern ernst meint, darf es
aber nicht beim Lippenbekenntnis
bleiben. Solidarität mit den Opfern
heißt zu aller erst den Opfern zu
ermöglichen, die Täter anzuzeigen.
Aufgrund des geltenden Asylrechts
und der geltenden Bleiberechts-
regeln gibt es jedoch Opfer, die
den Kontakt aus Angst vor Aus-
weisung und Abschiebung mit der
Polizei meiden. Deshalb muss es
ein Bleiberecht für alle Opfer
rechtsextremer Gewalt geben.

Antifaschistische Arbeit darf
nicht kriminalisiert werden, sondern
gehört konsequent und langfristig
gefördert und finanziell abgestützt.
Der Kampf gegen Rechtsextrem-
ismus muss kontinuierlich und
dauerhaft erfolgen. Wie wir am Ve-
rhalten der Union gesehen haben,

als es um die Weiterführung der
Projekte CIVITAS und ENTIMON
gegangen ist, sehen das in diesem
Land leider nicht alle so. Der
Kampf gegen Rechtsextremismus
darf aber nicht abhängig von
politischen Konjunkturen gemacht
werden. Es muss sichergestellt
werden, dass zivilgesellschaftliche
Projekte gegen Rechtsextremismus
nicht jedes Jahr Angst Sorge um
ihren Fortbestand haben müssen,
sondern dass ihre Arbeit finanziell
dauerhaft abgesichert ist.

Wir Jusos sind der Auffassung,
dass im Kampf gegen Rechts alle
fortschrittlichen Kräfte gemeinsam
und in Solidarität miteinander
handeln müssen. Klar muss sein:
Wir stehen weiterhin gemeinsam im
Kampf gegen Rechts ein und
werden uns nicht einschüchtern
lassen. Der öffentliche Raum darf
nicht den Neonazis überlassen
werden. Darum werden wir auch
weiterhin kämpfen und uns gegen
Rechtsextremismus engagieren.

Antisemitismus,
Rassismus und National-
ismus nirgendwo

Solidarität mit den Opfern
rechter Gewalt

Zivilgesellschaftliche
Arbeit absichern

Gemeinsam gegen Rechts

Keine Nazis nirgendwo!

Kampf gegen Rechts endlich
konsequent führen!

Vo n F r a n z i s k a D r o h s e l , J u s o - L a n d e s v o r s i t z e n d e

Für alle Politik-Studierenden
und Kunden der Bundeszentrale für
Politische Bildung (deren Besuch,
am Rande bemerkt, im Übrigen zu
empfehlen ist!): Dieses Buch ist
nicht zu verwechseln mit dem
ebenfalls lesenswerten Buch von
Herfried Münkler „Imperien“. Denn
dieser Roman fesselt und kann
schlaflose Nächte bescheren.

Das alte Rom als Stoff für ein
spannendes Buch? Ja. Robert
Harris schafft das. Nach seinem
Erfolg mit „Pompeji“ hat er letztes
Jahr mit „Imperium“ noch einen
drauf gelegt. Und das soll noch
nicht das Ende sein: Aus der
letzten Erscheinung soll laut Verlag
eine Trilogie werden. Wir können
also gespannt sein, welches Werk
das diesjährige Wintergeschäft
beflügeln soll.

Was aber motiviert einen Autor
knapp 500 Seiten in sieben Mona-
ten über einen alten Römer zu
schreiben? Es ist die aktuelle Poli-
tik: „Politik ist Geschichte in Aktion.
Daran glaube ich wirklich“, sagt er.
„Ganz gleich, wo. Wenn Sie etwas
über ihre Gesellschaft wissen
wollen, so schauen Sie in die
Politik - und darauf, welche Leute
dort agieren. Da ist immer Theater,
da ist immer großes Drama, da gibt
es immer wieder spektakuläre Auf-
stiege aus dem Nichts und
fürchterliche Abstürze. Das ist Stoff
für Dramen, es ist das natürliche
Material für einen Schriftsteller.“

Wenn Harris über Rom
schreibt, geht es ihm um das
Heute. Damals wie heute spielten

Politiker mit der Angst der Men-
schen. Und wenn man in einigen
Passagen des Buches die „Piraten“
durch „Taliban“ ersetzten würde,
könnten diese Abschnitte auch in
der „Zeit“ erschienen sein und eine
Motivationsbeschreibung der US-
amerikanischen Außenpolitik dar-
stellen.

„Als erstes sorgen diese
Politiker für Panik, dann präsentie-
ren sie die einzige Person, die eine
Lösung hat. Und jeder, der in Fra-
ge stellt, dass Menschen Freiheit
abgeben sollen, weil sich Macht
konzentriert, den verspotten sie als
Weichei oder gar als Verräter. In
dieser Situation ist es sehr schwer,
der Versuchung zu widerstehen,
und nicht freiwillig seine Freiheit
abzugeben. Das ist es, was vor
2000 Jahren passiert ist, und das,
was heute vor sich geht - nur noch
viel schlimmer. Vor allem in
Amerika.“ Die Politik als großes
Theater mit ungewissem Ausgang.
Und dass damit vor allem George
W. Bush gemeint ist, ist kaum
übersehbar.

In diesem Roman aber ist
Cicero sein Held: Ein römischer
Anwalt, Politiker und Philosoph.
Aus der Sicht des Sklaven Tiro wird
über das Leben und Wirken Ciceros
berichtet. Hierbei werden vor allem
der Anwalt Cicero und der Politiker
Cicero tiefer gehend beschrieben.
Und nicht zu Unrecht lässt sich
Ijoma Mangold in der Süddeutschen
Zeitung zu der Aussage hinreißen,
dass dieses Buch wohl als
„Handbuch der Machttechniken“
bezeichnet werden könnte.

Denn in diesem Buch wird
Politik, zu Recht, nicht nur als
einziges Hauen und Stechen be-
schrieben, sondern vielmehr als ein
Prozess, in dem die Komplexität
des Geschehens, die Eitelkeit so-
wie rechtliche Institutionen, Macht-
streben und Sachnotwendigkeiten,
Ideen und Geld, Psychologie und
Theater eine Rolle spielen.

Die Sicht Tiros, der viel mehr
ist als ein Sklave - nämlich Privat-
sekretär, Vertrauter und Erfinder
einer hilfreichen Kurzschrift zugleich
lässt hierbei interessantere Per-
spektiven zu, als eine Erzählung
aus der Perspektive Ciceros zu
leisten im Stande gewesen wäre.
Emotionen und Handlungen Ciceros
werden aus der Sicht eines Zu-
schauers beschrieben, und vermit-
teln dadurch das Gefühl der un-
mittelbaren Teilnahme.

Fazit: Lesen, wenig schlafen
und verdauen. Viel Spaß!

Sinnvol les | I N F R A R O T

„Politik ist Geschichte in
Aktion“
Robert Harris’ Roman “Imprerium”

Vo n J a n - C h r i s t o p h e r R ä m e r, Vo r s i t z e n d e r J u s o s N e u k ö l l n

Robert Harris:
Imperium
Heyne-Verlag,
479 Seiten,
8,95 Euro
Taschenbuch
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Rechtsextreme Gewalttaten sind
in vielen Gebieten an der
Tagesordnung und dringen nur
selten an die Öffentlichkeit. In
Berlin gibt es bestimmte Orte, an
denen es immer wieder zu
rechtsextremen Übergriffen kommt
und die für Menschen, die nicht in
das Bild von Rechtsextremisten
passen, Angsträume darstellen.
Rassismus, Antisemitismus und
Nationalismus sind bis in die Mitte
der Gesellschaft hinein verbreitet.
In Treptow-Köpenick ist nun die
NPD mit 5,3%, in Lichtenberg mit
5,9%, in Marzahn-Hellersdorf mit
6,4% und in Neukölln mit 3,9%
vertreten. In Pankow gelang den
Republikanern mit 3,1% der Einzug
in das Bezirksparlament.

Der öffentliche Umgang
schwankt zwischen Empörung und
Verharmlosung und bleibt oftmals
auf einer oberflächlichen Symptom-
ebene stecken. Wir brauchen
endlich eine ernstgemeinte Ver-
ständigung über eine Strategie ge-
gen Rechtsextremismus und deren
konsequente Umsetzung. Eine
solche muss verschiedene Elemen-
te beinhalten.

Rechtsextremes Gedankengut
ist bis in die Mitte der Gesellschaft
hinein verbreitet. Es muss darum
gehen, reaktionäre und menschen-
verachtende Argumentationslinien
überall aufzudecken. Nicht selten
sind ausländerfeindliche und popu-

listische Sprüche in der öffentlichen
Debatte zu hören. Antisemitismus,
Rassismus und Nationalismus
müssen aktiv bekämpft werden,
unabhängig davon, ob es sich um
Sprüche rechtsextremer Schläger
oder etablierter Politiker handelt.

Die Opfer rechter Gewalt
müssen geschützt werden. Die
Opfer sind es nämlich, die in der
öffentlichen Wahrnehmung oftmals
hintenüber fallen und nicht selten in
nicht akzeptabler Weise von den
Strafverfolgungsbehörden behandelt
werden. Wenn man die Solidarität
mit den Opfern ernst meint, darf es
aber nicht beim Lippenbekenntnis
bleiben. Solidarität mit den Opfern
heißt zu aller erst den Opfern zu
ermöglichen, die Täter anzuzeigen.
Aufgrund des geltenden Asylrechts
und der geltenden Bleiberechts-
regeln gibt es jedoch Opfer, die
den Kontakt aus Angst vor Aus-
weisung und Abschiebung mit der
Polizei meiden. Deshalb muss es
ein Bleiberecht für alle Opfer
rechtsextremer Gewalt geben.

Antifaschistische Arbeit darf
nicht kriminalisiert werden, sondern
gehört konsequent und langfristig
gefördert und finanziell abgestützt.
Der Kampf gegen Rechtsextrem-
ismus muss kontinuierlich und
dauerhaft erfolgen. Wie wir am Ve-
rhalten der Union gesehen haben,

als es um die Weiterführung der
Projekte CIVITAS und ENTIMON
gegangen ist, sehen das in diesem
Land leider nicht alle so. Der
Kampf gegen Rechtsextremismus
darf aber nicht abhängig von
politischen Konjunkturen gemacht
werden. Es muss sichergestellt
werden, dass zivilgesellschaftliche
Projekte gegen Rechtsextremismus
nicht jedes Jahr Angst Sorge um
ihren Fortbestand haben müssen,
sondern dass ihre Arbeit finanziell
dauerhaft abgesichert ist.

Wir Jusos sind der Auffassung,
dass im Kampf gegen Rechts alle
fortschrittlichen Kräfte gemeinsam
und in Solidarität miteinander
handeln müssen. Klar muss sein:
Wir stehen weiterhin gemeinsam im
Kampf gegen Rechts ein und
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Keine Nazis nirgendwo!

Kampf gegen Rechts endlich
konsequent führen!

Vo n F r a n z i s k a D r o h s e l , J u s o - L a n d e s v o r s i t z e n d e

Für alle Politik-Studierenden
und Kunden der Bundeszentrale für
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am Rande bemerkt, im Übrigen zu
empfehlen ist!): Dieses Buch ist
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Herfried Münkler „Imperien“. Denn
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Sinnvol les | I N F R A R O T

„Politik ist Geschichte in
Aktion“
Robert Harris’ Roman “Imprerium”

Vo n J a n - C h r i s t o p h e r R ä m e r, Vo r s i t z e n d e r J u s o s N e u k ö l l n

Robert Harris:
Imperium
Heyne-Verlag,
479 Seiten,
8,95 Euro
Taschenbuch
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Jusos Charlottenburg-Wilmersdorf

Jusos Friedrichshain-Kreuzberg

Jusos Lichtenberg

Jusos Marzahn-Hellersdorf

Jusos Mitte

Jusos Neukölln

Jusos Nordost

Jusos Reinickendorf

Jusos Spandau

Jusos Steglitz Zehlendorf

Jusos Tempelhof-Schöneberg

Jusos Treptow-Köpenick
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Treffen:
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Treffen:

Simon Koschut (simonkai@gmx.de)

jeweils am 1. Donnerstag des Monats
um 20.00 Uhr im Kurt-Schumacher-Haus

Stefan Müller (stefan-mueller@gmx.net)

wechselnde Orte und Zeiten

Sabrina Schmidt (bittersweetsimphony@web.de),
Fabian Weißbarth (f.weissbarth@spd-online.de)

Matthias Traub (matthias_traub@web.de)

jeden 1. Montag im Monat um 19:00
Uhr im Kurt-Schumacher-Haus, S+U Wedding

Katja Lass (europa-ag-infos-
owner@yahoogroups.com)

jeden 3. Montag im Monat im Clubraum
des Cafés Aufsturz (S Oranienburger Straße)

Anne Knauf (anne_1312@web.de)

www.hochschuljusos-berlin.de

während des Semesters: Jeden Montag
um 19.00 Uhr

Corinna Schwetasch (coricora@gmx.de)

wechselnde Orte und Zeiten

http://www.jusos-charlottenburg-
wilmersdorf.de

Jeden 2. Mittwoch im Monat um 19.00
Uhr im Juso-Laden/Bürgertreff Wilmersdorf,
Nikolsburger Platz 6, U Güntzelstr./U
Hohenzollernplatz. Jeden 4. Mittwoch im Monat
um 19.00 Uhr im SPD-Bürgerbüro
Charlottenburg, Goethestr. 80, U Ernst-Reuter-
Platz/BUS Savignyplatz.

http://www.jusos-xhain.de

jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat um
19.30 Uhr im SPD-Kreisbüro (Revaler Str. 9,
S+U Warschauer Str.)

http://jusos-lichtenberg.de

Jeden 1. Mittwoch im Monat um 18.30
Uhr im Kreisbüro der SPD-Lichtenberg
(Rathausstraße 7).

http://www.planet-juso.de

Jeden 1. und 3. Freitag im Monat, Kino
"Kiste", Heidenauer Straße, direkt am U-Bahnhof
Hellersdorf, 18:00 Uhr.

http://www.jusos-mitte.de

jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat um
19.00 Uhr im Kurt-Schumacher-Haus (KSH)
Müllerstraße 163 U+S Wedding

http://www.jusos-neukoelln.de

Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat im
SPD-BürgerBüro (Herrfurthplatz 5, U8
Boddinstr.)

http://www.jusos-nordost.de

Jeden 2. Mittwoch im Monat um 19.30
Uhr in der Kiezkantine in der Oderbergerstraße
50 (M1, U2 Eberswalder Straße)

http://www.jusos-rdf.de

2. und letzer Mittwoch eines jeden
Monats ab 19 Uhr im Kreisbüro der SPD
Reinickendorf (Waidmannsluster Damm 149,
13469 Berlin)

http://www.jusos-spandau.de

Jeder 2. und 4. Mittwoch im Monat um
18.30 Uhr im Kreisbüro der SPD Spandau,
Bismarckstr. 61.

http://www.jusos-suedwest.org

Treffpunkt: Friedenszentrum Pastor-
Niemöller-Haus Pacelliallee 61 (U3 Dahlem Dorf,
X83) oder Bürgerbüro Klaus-Uwe Benneter
Schildhornstraße 91. Wechselnde Zeiten, auf die
Homepage schauen!

http://www.jusos-tempelberg.de

Jeden 2. und 4. Donnerstag im Monat
um 19.30 Uhr im Rathaus Schöneberg (Raum
2047).

http://www.spd-tk.de/jusos/index.php

Jeden 1. und 3. Freitag um 19.30 Uhr
im SPD-Fraktionsbüro der BVV Treptow-Köpenick
Rathaus Treptow, Neue Krugallee 4, 12435
Berlin (Nähe S Plänterwald)

Kreisverbände

Treffen: jeden 1. Montag im Monat um 19 Uhr
im Kurt-Schuhmacher-Haus, S+U Wedding
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AG Bildung

Juso-Hochschulgruppen

Die AG Bildung richtet sich an
alle bildungspolitisch Aktiven und
Interessierten bei den Jusos Berlin.
Unser Ziel ist es, die verschiedenen
Aktivitäten von Jusos im
Bildungsbereich in und außerhalb
der SPD zu koordinieren, die
inhaltliche Diskussion zu vertiefen
und voranzutreiben und somit dem
Thema Bildung die nötige politische
Aufmerksamkeit zu verschaffen.
Dabei versuchen wir einerseits, uns
in die verschiedenen bildungspoliti-
schen Teilgebiete detailliert
einzuarbeiten und uns mit unseren
Vorstellungen und Forderungen
politisch zu positionieren.

Andererseits diskutieren wir
natürlich auch aktuelle bildungspo-
litische Themen egal, ob sie die
Landes- oder die Bundespolitik
betreffen.

Um unseren Forderungen
Gehör verschaffen zu können,
bringen wir sie in Form von
Anträgen bei den Jusos und der
SPD ein. So konnten wir zuletzt mit
unseren Anträgen zur Gesamt-
schule, zu Lernformen in der
Schule und zur Zukunft der
beruflichen Bildung zeigen, wie wir
uns sozialistische Bildungspolitik
vorstellen.

Willst Du mitentscheiden,
welche bildungspolitischen Themen
bei den Jusos Berlin diskutiert
werden? Willst Du Deine Ansichten
bei den Jusos und in der SPD
vertreten? Dann bist Du herzlich zu
einem unserer nächsten Treffen
eingeladen! Diese finden in der
Regel am zweiten Dienstag im
Monat statt. Genaueres erfährst Du
über den E-Mail-Verteiler
„Bildung“ der Jusos Berlin oder bei
Stefan, der die AG Bildung zur Zeit
koordiniert.

Kontakt: Stefan Müller, E-Mail:
stefan-mueller@gmx.net

Die Juso-Hochschulgruppen
sind an den Hochschulen - also
Fachhochschulen und Universitäten
- aktive Jungsozialistinnen und
Jungsozialisten, die sich für
Bildungs- und Hochschulpolitik
interessieren. Wir debattieren
gemeinsam vor allem über
hochschulpolitische Fragen,
erarbeiten Positionen und
versuchen, über unterschiedliche
Wege, wie Anträge und
Diskussionsrunden, die hochschul-
politische Landschaft positiv zu
beeinflussen.

Um das zu erreichen, setzten
wir uns auf Institutsebene, an
unseren jeweiligen Fachbereichen
und der gesamten Hochschule für
die Belange der Studierenden ein.

Hierzu sind wir in verschiedenen
Gremien d.h. studentischen und
akademischen Gliederungen der
Hochschulen aktiv.

Selbstverständlich haben wir
eine enge Anbindung an den Juso-
Hochschulgruppenbundesverband
und die Jusos Berlin, mit denen wir
gemeinsam in die SPD hineinwir-
ken, um unsere Positionen durch
zu setzten. Aber auch darüber
hinaus haben wir Bündnispartner-
Innen wie z.B. die Gewerkschaften,
mit denen wir dafür streiten, ein
besseres Studium für alle zu
erreichen.

Wenn du Lust hast, dich
gemeinsam mit uns für eine
gerechtere Hochschule und bessere
Studienbedingungen für alle

einzusetzen, dann melde dich
einfach über unserer Homepage
( )
bei uns. Du kannst mir auch gerne
eine E-Mail schreiben. Während
des Semesters treffen wir uns
regelmäßig in den Hochschul-
gruppen der einzelnen Hochschulen
und jeden ersten Montag im Monat
kommen alle Berliner Juso-
Hochschulgruppen zusammen, um
landespolitische oder bundespoliti-
sche Bildungsfragen zu erörtern.

Aktiv werden, einmischen,
gestalten - verändern können wir
nur gemeinsam!

Kontakt: Anne Knauf (Spre-
cherin der Juso-Hochschulgruppen
Berlin):

www.hochschuljusos-berlin.de

Anne_1312web.de
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Quelle: Kuratorium Nationaler Bildungsbericht: Bildungsbericht 2006

Bildungsorte und Lernwelten in Deutschland


